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Das Beweisproblem in der medizinischen Versorgung: Wie bürokratische 

Verfahren die geschlechtliche Selbstbestimmung von Kindern beeinflussen 

Wenn in Institutionen über die geschlechtliche Selbstbestimmung von Kindern und Jugendlichen 

entschieden wird, zeigt sich ein wiederkehrendes gesellschaftliches Muster. Wie die Kindheitspädagogin 

Prof. Claudia Maier-Höfer in ihrem Gastbeitrag Was bedeutet Recht auf Selbstbestimmung des 

Geschlechts von Kindern und was gilt es zu beachten und zu erkennen? vom 26.06.2026 darlegt, 

beruht das westliche Verständnis von Kindheit auf einer komplementären Gegenüberstellung: Während 

Erwachsenen Vernunft, eine nachweisbare Biografie und vorausschauendes Denken zugeschrieben 

werden, gelten Kinder oft als impulsiv und auf den Augenblick fixiert. 

Diese Asymmetrie erzeugt in der Praxis ein erhebliches Beweisproblem. Während Erwachsene den 

Verlauf ihrer Identität biografisch belegen können, wird von Kindern verlangt, eine innere, subjektive 

Wahrnehmung für Außenstehende objektivierbar nachzuweisen. Da sich geschlechtliche 

Selbstwahrnehmung und Identität jedoch per se jedem externen Messverfahren entziehen, reagiert das 

administrative System mit einem engen Kontrollregime. Unter dem Mandat des „Schutzes“ wird auf 

diese Weise die Autonomie und damit auch Rechte insbesondere von Menschen unter 18 Jahren 

systematisch eingeschränkt. 

Aktuelle gesundheitspolitische Weichenstellungen in Deutschland verdeutlichen, wie diese 

theoretischen Vorbehalte in konkretes Verwaltungshandeln und medizinische Restriktionen übersetzt 

werden. 

Institutionelle Umsetzung des Misstrauens 

Am Beispiel der aktuellen Debatten und rechtlichen Verfahren in Deutschland wird die behördliche 

Abwehr der kindlichen Selbstbestimmung konkret sichtbar. Vor dem Hintergrund des Urteils des 

Bundessozialgerichts vom 19.10.2023 (B 1 KR 16/22 R) wird in der sozialrechtlichen und 

gesundheitswissenschaftlichen Diskussion eine veränderte Einordnung bestimmter Leistungen im 

Bereich der trans bezogenen Gesundheitsversorgung thematisiert. Das Urteil wird insbesondere im 

Hinblick auf die Abgrenzung zwischen sozialrechtlicher Leistungspflicht und der Methodenbewertung im 

System der gesetzlichen Krankenversicherung (§ 135 SGB V) rezipiert und hat eine Neubewertung der 

Zuständigkeitsfragen zwischen Krankenkassen und Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) ausgelöst. 

In diesem Kontext wird auf das Rundschreiben RS 2026/070 des GKV-Spitzenverbandes vom 03.02.2026 

verwiesen, das eine zentrale Orientierungsfunktion für die aktuelle Versorgungspraxis beschreibt. Wie 

Cornelia Kost in ihrer Analyse des Rundschreibens hervorhebt, führt die aktuelle Rechts- und 

Übergangssituation nicht zu einer sofortigen oder pauschalen Einstellung laufender Behandlungen.  
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https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=BSG&Datum=19.10.2023&Aktenzeichen=B%201%20KR%2016/22%20R
https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/2023_10_19_B_01_KR_16_22_R.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__135.html
https://fragdenstaat.de/dokumente/275598-2026-02-03-rs-2026-070-versorgung-bei-geschlechtsinkongruenz-geschlechtsdysphorie/?page=3
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Vielmehr wird die Fortführung der bisherigen Versorgungspraxis ausdrücklich empfohlen, sowohl für 

bereits begonnene Behandlungen als auch für die Bearbeitung neuer Leistungsanträge, die weiterhin 

nach den vor der BSG-Entscheidung angewandten leistungsrechtlichen Maßstäben beurteilt werden 

sollen. Kost zufolge umfasst diese Fortführung auch kontinuierliche medizinische Maßnahmen wie 

hormonelle Behandlungen im Rahmen geschlechtsangleichender Versorgung. Damit wird – zumindest 

auf Ebene der Verwaltungspraxis der gesetzlichen Krankenversicherung – eine abrupte Unterbrechung 

bestehender Behandlungsverläufe ausgeschlossen, solange keine abweichenden verbindlichen 

Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) vorliegen. 

Das Rundschreiben verweist zugleich auf eine laufende regulatorische Klärungsphase auf Bundesebene. 

Nach Angaben des GKV-Spitzenverbandes liegen hierzu Schreiben des Bundesministeriums für 

Gesundheit (BMG) an den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) vor, in denen die Einleitung eines 

Beratungsverfahrens zur weiteren Ausgestaltung der Versorgung im Bereich Geschlechtsinkongruenz-

bezogener Gesundheitsleistungen angeregt worden sein soll.  

In der rechtswissenschaftlichen und gesundheitsökonomischen Einordnung der derzeitigen 

Entwicklungen wird im Anschluss an die BSG-Rechtsprechung sowie die durch den GKV-Spitzenverband 

dokumentierte Übergangssituation diskutiert, ob die weitere Ausgestaltung der Versorgung im Rahmen 

einer Methodenbewertung nach § 135 SGB V oder im Kontext der ambulanten spezialfachärztlichen 

Versorgung nach § 116b SGB V erfolgt. Diese Zuordnung der einschlägigen Steuerungsinstrumente 

sowie deren praktische Operationalisierung durch den Gemeinsamen Bundesausschuss ist derzeit 

Gegenstand laufender fachlicher und rechtspolitischer Klärungsprozesse und bislang nicht abschließend 

konsentiert. 

Vor diesem Hintergrund lässt sich aus dem Zusammenspiel von BSG-Rechtsprechung, GKV-

Spitzenverband und der von Kost referierten Verwaltungspraxis festhalten, dass sich die Versorgung 

derzeit in einer Übergangs- und Konkretisierungsphase befindet. Diese ist dadurch gekennzeichnet, dass 

bestehende Leistungsgewährungen fortgeführt werden, während zugleich eine strukturelle Klärung der 

zukünftigen Richtlinienkompetenz auf Ebene des G-BA vorbereitet wird. Die Frage, inwieweit sich daraus 

mittel- bis langfristig Veränderungen in der sozialrechtlichen Struktur der Leistungsgewährung ergeben, 

bleibt Gegenstand laufender fachlicher und rechtspolitischer Debatten. 

Aus kritisch-sozialwissenschaftlicher Perspektive wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, 

dass sich mit der stärkeren Einbindung von Richtlinien- und Bewertungsverfahren potenziell eine 

zunehmende Institutionalisierung medizinischer Entscheidungsprozesse verbindet. Dabei wird 

diskutiert, ob und in welcher Weise individuelle Lebensrealitäten und subjektive Erfahrungsdimensionen 

– insbesondere von Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahren – in diesen formalisierten Verfahren 

hinreichend berücksichtigt werden. 
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Die Berücksichtigung der in der Kinderrechtskonvention (KRK) verankerten Rechte, das Recht, gehört zu 

werden (Art. 12) und das Recht auf Gesundheitsversorgung (Art. 24) sichert die Qualität institutioneller 

Fürsorge. Sie dient als wichtiger Kompass, um den Schutz des Kindes eng mit dessen aktiver Beteiligung 

zu verzahnen und rein administrative Verengungen in der Versorgungspraxis und eine ungewollte 

Einschränkung der kindlichen Selbstbestimmung zu vermeiden. Der UN-Kinderrechtsausschuss betont in 

seiner Allgemeinen Bemerkung Nr. 15 die Verpflichtung der Vertragsstaaten, Barrieren beim Zugang zu 

Gesundheitsleistungen für Kinder abzubauen. 

Im Rahmen des laufenden Prozesses besteht die Gefahr, dass die institutionelle Fürsorge in eine 

restriktive Regulierung umschlägt, wenn das Recht des Kindes auf Gehör (KRK Art. 12) durch rein 

administrative Kriterien ersetzt wird. Indem etablierte Behandlungen formal als ‚neue Methoden‘ 

eingestuft werden, verschiebt sich der Fokus der Versorgung: Die psychosoziale Stabilisierung und 

erlebte Lebensqualität des Jugendlichen treten in den Hintergrund. Stattdessen wird der Nachweis einer 

psychiatrisch dokumentierten Belastungssymptomatik mit Nachweis eines formell verwalteten, 

langjährigen Leidensdrucks zur primären Voraussetzung für eine Indikationsstellung. 

Diese methodische Verschiebung der Versorgungskriterien ist kein lokales Phänomen, sondern folgt 

einer protektionistisch argumentierenden Internationalisierung der Verwaltungspraxis. Wegweisend für 

diese Entwicklung waren die restriktiven Richtlinien des finnischen Gesundheitsrates (COHERE) von 

20201 und die darauffolgenden Anpassungen in Schweden2, 3, die das medizinisch-diagnostische 

Verfahren in eine langanhaltende psychiatrische Abklärungs- und Explorationsschleife überführten. Mit 

der Veröffentlichung des britischen Cass-Reports4 im Jahr 2024 wurde diese administrative Strategie – 

den Zugang zu etablierten medizinischen Maßnahmen an den Nachweis eines maximal dokumentierten 

Leidensdrucks zu knüpfen – wissenschaftlich und formal institutionalisiert. 

Die Logik von Verwaltung und Kontrolle setzt sich inzwischen auch in den Versorgungsstrukturen 

Deutchlands fort. Die geplante Verlagerung der Behandlungen in die Ambulante Spezialfachärztliche 

Versorgung (ASV) wird zwar politisch als Qualitätssicherung benannt, führt in der Realität zu einer 

Zentralisierung. Das Verfahren entzieht die medizinische Begleitung dem vertrauten, niedrigschwelligen 

Umfeld des Kindes und übergibt sie starren, interdisziplinären Gremien.  

 
1 Council for Choices in Health Care in Finland (PALKO/COHERE Finland) (2020): Recommendation of the Council for 
Choices in Health Care in Finland: Medical Treatment Methods for Dysphoria Related to Gender Variance in Minors. 
Beschlossen am 11. Juni 2020. 
2 Swedish National Board of Health and Welfare (Socialstyrelsen) (2022): Care of children and adolescents with 
gender dysphoria – National knowledge support with recommendations to the profession and decision-makers. 
Stockholm: Socialstyrelsen. 
3 Observatory “La Petite Sirène” (2024): SWEDEN - Ministry of Health - Care for young people with dysphoria. 
4 Cass, H. (2024). The Cass Review: Final Report. London: NHS England. 
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Wo bürokratische Apparate die Steuerung übernehmen, bleibt für eine flexible, am konkreten Patienten 

ausgerichtete Versorgung kein Raum mehr. Es besteht die Gefahr, dass am Ende die geschaffene 

Rechtsunsicherheit zu einer flächendeckenden Defensivmedizin führt. Aus Angst vor Haftungsrisiken, 

Regressforderungen und gesundheitspolitischen Konflikten ziehen sich Teile der Ärzt_innenschaft – wie 

in den vergangenen Jahren bereits zu beobachten ist, aus der Versorgung zurück oder auf reine 

Selbstabsicherung zurück. Große Praxisgruppen und medizinische Versorgungszentren behandeln 

Minderjährige und Erwachsene oft nur noch gegen Privatrezept oder nach monatelangem Warten auf 

eine rechtsverbindliche Kostenzusage der Kassen. Damit entscheidet nicht mehr der medizinische Bedarf 

über eine zeitnahe Versorgung, sondern schlicht der sozioökonomische Status der Betreffenden bzw. 

deren Eltern und der Ermessensspielraum der jeweiligen Krankenkasse. 

Exkurs: Die Genese der administrativen Restriktion (Chronologie des Paradigmenwechsels) 

Annahmen, denen zufolge die aktuelle europäische und deutsche Regulierungstendenz primär auf den 
Erkenntnissen des britischen Cass-Reports beruht, greifen historisch zu kurz. Sie verkennen die 
strategische Systematik dieses Paradigmenwechsels. Der Cass-Report bildet nicht den Anfang, sondern 
das formale Schlusslicht einer konvergierenden europäischen Entwicklung, deren administrative 
Mechanismen im Kern in Skandinavien entwickelt wurden. 
 
1. Finnland (Juni 2020) – Die Blaupause der Exploration, Juni 2020 
Lange vor den britischen Einschränkungen erließ der finnische Rat für Entscheidungen im 
Gesundheitswesen (COHERE) neue Richtlinien. Unter der maßgeblichen Federführung von Riittakerttu 
Kaltiala wurde hier weltweit erstmalig verordnet, die psychosoziale und psychiatrische Exploration als 
zeitlich unbestimmte Primärmaßnahme zu definieren. Medizinische Interventionen 
(Pubertätsblocker/Hormone) wurden auf seltene Ausnahmefälle nach mehrjähriger Diagnostik 
reduziert. Hier entstand das Prinzip, den Zugang zu Leistungen an die bürokratische Dokumentation 
maximalen Leidensdrucks zu binden. 
 
2. Der britische Diskurs (Dezember 2020) – Bell v. Tavistock als politischer Brandbeschleuniger 

Es ist ein weit verbreitetes Missverständnis, die skandinavische Restriktionswelle als Folge der britischen 
Rechtsprechung zu interpretieren. Als der High Court in London im Dezember 2020 im erstinstanzlichen 
Verfahren Bell v. Tavistock den Zugang zu Pubertätsblockern drastisch einschränkte, hatte Finnland 
seine regulatorische Kehrtwende bereits vollzogen. Obwohl das Bell-Urteil in der Berufung vor dem 
Court of Appeal im September 2021 vollumfänglich aufgehoben und die therapeutische 
Entscheidungskompetenz formal an die Ärzt_innenschaft und die Familien zurückgegeben wurde und 
wissenschaftlich kritisiert wurde5, 6, war die mediale und gesundheitspolitische Signalwirkung enorm.  
 

 
5 McNamara, M et al.: An Evidence-Based Critique of “The Cass Review” on Gender-affirming Care for Adolescent 
Gender Dysphoria. 
6 Yale Law School (2024): White Paper Addresses Key Issues in Legal Battles over Gender-Affirming Health Care. 
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Das Berufungsgericht entschied ausdrücklich, dass es Sache der behandelnden Ärzt_innen – und nicht 
der Gerichte – ist, im Rahmen der klinischen Praxis und auf Basis des Informed Consent zu beurteilen, ob 
ein_e jugendliche_r Patient_in die nötige Reife (Gillick competence) besitzt, um in eine Behandlung mit 
Pubertätsblockern einzuwilligen. Dennoch fungierte das Verfahren dennoch als politischer Verstärker: Es 
katapultierte die in Skandinavien bereits etablierte Praxis des systematischen Misstrauens in den 
angloamerikanischen Mainstream und erhöhte den Druck auf den National Health Service (NHS) massiv. 
 
3. Schweden (2021–2022) – Institutionalisierung des Vorsorgeprinzips, 2021 — 2022 
Das schwedische Amt für Gesundheit und Wohlfahrt (Socialstyrelsen) übernahm die finnische 
Stoßrichtung. Unter Verweis auf eine vermeintlich unzureichende Datenlage wurde das 
„Vorsorgeprinzip“ juristisch so umgedeutet, dass nicht mehr das Risiko einer unterlassenen, 
stabilisierenden Behandlung im Vordergrund stand, sondern das Risiko der Intervention selbst. Dies 
führte Anfang 2022 zu einer drastischen Einschränkung der klinischen Praxis für Minderjährige. 
 
4. Großbritannien (April 2024) – Globale Legitimierung, April 2024 
Der britische National Health Service (NHS) hatte den Cass-Bericht zwar bereits im September 2020 
(infolge der Debatten um die Tavistock-Klinik) beauftragt. Die Veröffentlichung des Abschlussberichts 
erfolgte jedoch erst im April 2024. Die fast vierjährige Ausarbeitung durch Hillary Cass diente im Kern 
dazu, die in Skandinavien bereits etablierte Verwaltungspraxis durch umfangreiche systematische 
Reviews (u.a. der Universität York) methodisch zu untermauern und international zu legitimieren. 
 

Der mediale Wahrnehmungsverzerrungseffekt 

Dass dieser chronologische Ablauf in der Fachöffentlichkeit oft spiegelverkehrt rezipiert wird, ist ein 
Resultat selektiver Wahrnehmung. Aufgrund der englischsprachigen Dominanz des Cass-Reports, seines 
enormen Umfangs von über 300 Seiten und der öffentlichkeitswirksamen Schließung des Gender 
Identity Development Service (GIDS) an der Tavistock-Klinik dominierte die britische Dynamik die 
transnationale Berichterstattung. 

Dieser analytische Fehlschluss führt dazu, dass der Cass-Report fälschlicherweise als Initiator verstanden 
wird. Tatsächlich fungiert er als wissenschaftliches und formal-rechtliches Vehikel, um ein in 
Skandinavien entwickeltes, restriktives Steuerungsmodell zu globalisieren und im europäischen Raum 
als scheinbar alternativlosen Standard zu etablieren. 

Andere Situationen in der Medizin ohne Beweislasterbringung 

Der strukturelle Widerspruch dieses immensen Rechtfertigungsdrucks liegt in seiner selektiven 

Anwendung: Er etabliert eine exklusive Sonderregelung, die in dieser Form ausschließlich für die 

Versorgung von trans Personen herangezogen wird. Ein Blick auf andere medizinische Zusammenhänge 

zeigt, dass die Medizin in strukturell vergleichbaren Situationen ohne derartige Beweislastverfahren 

arbeitet: 
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1. Schmerzbehandlung (Analgesie) 

Wenn jemand chronische Schmerzen hat, verlangt niemand ein monatelanges psychiatrisches 

Gutachten, um die „Authentizität“ des Leidens zu prüfen. Dabei entzieht sich Schmerz jeder apparativen 

Objektivierung – kein CT und kein Laborwert kann ihn messen. Die Medizin verlässt sich auf die 

subjektive Selbsteinschätzung auf einer Skala von 1 bis 10 und therapiert, weil das Vorenthalten von 

Hilfe unethisch wäre. 

2. Verhütung (Kontrazeption) 

Ähnlich verhält es sich bei der Entscheidung für hormonelle oder invasive Kontrazeption wie der Pille, 

der Spirale oder operativen Eingriffen. Obwohl diese Maßnahmen massiv in den gesunden 

Hormonhaushalt eingreifen und teils irreversible Folgen haben können, liegt ihnen keine biologische 

Erkrankung zugrunde. Die Basis ist einzig die individuelle Lebensplanung. Wer einwilligungsfähig ist, 

erhält Zugang allein auf Basis der eigenen Willenserklärung und eines ärztlichen Aufklärungsgesprächs 

(Informed Consent) – ohne dass eine psychiatrische Instanz die Stabilität des Wunsches validieren muss. 

• Luxemburgischer Rechtsrahmen: Dass dieser uneingeschränkte, selbstbestimmte Zugang ohne 

pathologisierende Hürden staatlich gewollt ist, belegt in Luxemburg die Convention entre la 

Caisse nationale de santé et l‘État du Grand-Duché de Luxembourg portant institution d‘un 

programme de médecine préventive et d‘accès universel aux contraceptifs sur le plan national 

(veröffentlicht im Mémorial A Nr. 157 vom 23. März 2023). 

• Regulatorisches Paradoxon: Diese Konvention verankert den universellen, kostenfreien Zugang 

zu Verhütungsmitteln auf nationaler Ebene als reine Präventions- und 

Selbstbestimmungsleistung. Das System verzichtet hier bewusst auf jede administrative Hürde 

oder psychiatrische Zwangskontrolle, obwohl es sich um tiefgreifende hormonelle 

Interventionen handelt. Der administrative Widerspruch wird dadurch offensichtlich: Während 

der Staat bei der Verhütung die reproduktive Autonomie des Individuums rechtlich schützt und 

refinanziert, beharrt dieselbe Gesundheitskasse im Rahmen der Annexe C bei trans bezogenen 

Hormontherapien auf einer pathologisierenden Kontrollarchitektur. 

3. Impfungen (Prävention) 

Auch bei Schutzimpfungen wartet die Medizin nicht erst auf einen messbaren Krankheitswert. Hier wird 

ein gesunder Körper einer medizinischen Maßnahme unterzogen, die auf einer reinen Prognose basiert. 

Dass diese Entscheidung getroffen werden darf, beruht auf dem grundlegenden Vertrauen des 

Gesetzgebers und der Ärzt_innenschaft in die Eigenverantwortung der Betreffenden oder ihrer 

Sorgeberechtigten – ohne belastende administrative Prozeduren. 

Diese Systematik gilt auch für klinische Bereiche, die das Merkmal einer dauerhaften Körperveränderung 

oder einer tiefgreifenden Lebensentscheidung teilen: 

https://maps.google.com/?q=14,+Rue+Beck&entry=gmail&source=g
mailto:tgl.contact@gmail.com
http://www.itgl.lu/
https://cns.public.lu/en/professionnels-sante/publications/legislations/conv-etat-cns/cns-etat-contraception.html?utm_source=chatgpt.com
https://cns.public.lu/en/professionnels-sante/publications/legislations/conv-etat-cns/cns-etat-contraception.html?utm_source=chatgpt.com
https://cns.public.lu/en/professionnels-sante/publications/legislations/conv-etat-cns/cns-etat-contraception.html?utm_source=chatgpt.com
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• Elektive plastische Chirurgie (z.B. Otoplastik/Ohrenanlegen bei Kindern): Während 

medizinische Maßnahmen bei trans Jugendlichen vor der Volljährigkeit häufig Gegenstand 

intensiver öffentlicher Debatten sind, gelten rein ästhetische oder kosmetische Eingriffe bei 

Minderjährigen bei entsprechender Einwilligung der Sorgeberechtigten und der erforderlichen 

Reife des Kindes als rein fachärztliche Entscheidungen – ohne standardisierte Sonderverfahren 

des G-BA. 

• Hormonersatztherapie in den Wechseljahren (Klimakterium): Wenn Patient_innen im Zuge des 

Klimakteriums unter Symptomen des Hormonentzugs leiden, wird eine Hormonersatztherapie 

auf Basis von Laboruntersuchunten wie auch der subjektiv geschilderten Beschwerden 

verordnet. Hier erfolgt keine vorherige administrative Überprüfung des psychosozialen 

Leidensdrucks per Fremdgutachten, sondern eine symptomorientierte, partnerschaftliche 

Behandlung. 

4. Pädiatrischer Einsatz von GnRH-Analoga (Off-Label-Zyklen und Indikationswiderspruch) Der 

regulatorische Versuch, die Anwendung von GnRH-Analoga (Pubertätsblockern) im Kontext der 

geschlechtsangleichenden Versorgung rechtlich als „neue Behandlungsmethode“ im Sinne des § 135 

SGB V einzustufen, steht im Widerspruch jahrzehntelanger klinischer Realität. 

• Historische Evidenzbasis: GnRH-Agonisten (wie Leuprorelin oder Triptorelin) befinden sich seit 

Mitte der 1980er Jahre – und damit seit über 40 Jahren – im weltweiten pädiatrischen Einsatz. 

Sie stellen den unumstrittenen, evidenzbasierten Goldstandard bei der Behandlung der Pubertas 

praecox (vorzeitige Pubertät) dar. Das pharmakologische Profil, die vollständige Reversibilität 

nach Absetzen und die langfristige Sicherheit an Kindern sind durch umfassende, 

jahrzehntelange Kohortenstudien wissenschaftlich lückenlos abgesichert. 

• Etablierte Anwendung außerhalb der trans Gesundheitsversorgung: Über die Pubertas praecox 

hinaus werden diese Medikamente in der pädiatrischen Endokrinologie und Jugendmedizin 

regelhaft und standardisiert eingesetzt: bei intergeschlechtlichen Kindern zur Zyklussteuerung, 

bei Jugendlichen mit Trisomie-Spektren zur Abmilderung krisenhafter hormoneller 

Entwicklungsschübe sowie zur Prophylaxe bei drohendem Kleinwuchs. 

• Der administrative Selektionsbias: Der strukturelle Widerspruch in der aktuellen 

Verwaltungspraxis liegt darin, dass exakt dasselbe Medikament in identischer Dosierung bei 

endokrinen oder genetischen Indikationen als etabliert, sicher und im Alltag komplikationslos 

erstattungsfähig gilt – während derselbe therapeutische Wirkmechanismus exklusiv bei trans 

Jugendlichen rechtlich zu einer „neuen, experimentellen Erprobungsmethode“ deklariert wird. 

https://maps.google.com/?q=14,+Rue+Beck&entry=gmail&source=g
mailto:tgl.contact@gmail.com
http://www.itgl.lu/
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Diese systematische Ungleichbehandlung entbehrt einer pharmakologischen oder klinischen Grundlage. 

Sie verdeutlicht, dass die rechtliche Barriere nicht auf dem Schutz vor einem medizinischen Risiko 

basiert, sondern als administratives Instrument genutzt wird, um den Zugang zu einer spezifischen 

Gruppe selektiv zu beschränken. 

Diese Vergleiche spiegeln wider, dass die Medizin über etablierte, rechtlich sichere Instrumente verfügt, 

um mit nicht-objektivierbaren Zuständen umzugehen. Das primäre Steuerungsinstrument hierfür ist die 

aufgeklärte Einwilligung (Informed Consent). Dass im Bereich der trans bezogenen 

Gesundheitsversorgung stattdessen auf einer zunehmenden Psychiatrisierung beharrt und eine 

jahrzehntelang erprobte pädiatrische Medikation zu einer „neuen Methode“ deklariert wird, lässt sich 

fachlich nicht begründen. Daher ruft es die Frage hervor, ob es sich nicht vielmehr um den 

gesundheitspolitische Ausdruck jenes systemischen Misstrauens handelt, das Maier-Höfer beschreibt – 

der Versuch, gesellschaftliche und normative Debatten über die Regulierung ärztlicher Versorgung und 

die Autonomie von Kindern auszutragen. 

Luxemburger Perspektive: Das regulatorische Nadelöhr der Annexe C 

Diese Dynamiken sind keine isolierten nationalen Phänomene; sie betreffen die europäische 

Versorgungsstruktur im Kern und bestimmen die luxemburgische Realität. Wie die Konferenz 

„Pathologisierungsfreie Versorgungsansätze für trans Personen“ vom 6. Mai 2026 belegte, geht es 

hierbei nicht um theoretische Hürden, sondern um die akute gesundheitliche Gefährdung der 

Betroffenen. Das aktuelle administrative System fängt Menschen nicht auf, es führt zumindest teilweise 

zu hohen Belastungen. 

• Strukturelle Abhängigkeit und der Import restriktiver Modelle: Da die spezialisierte Versorgung 

in Luxemburg eng mit den medizinischen Fachgesellschaften, Leitlinien und Kapazitäten der 

Nachbarländer verknüpft ist, führen dortige bürokratische Hürden zu einem direkten 

Dominoeffekt. Wenn ausländische Zentren ihre Kriterien verschärfen, verengt sich der Korridor 

für luxemburgische Behandlungssuchende, die auf diese grenzüberschreitende Expertise 

angewiesen sind. Wissenschaftlich fundierte Standards (wie die WPATH SOC8) werden dabei 

international zunehmend durch politisierte Argumentationsketten untergraben. Als 

strategisches Werkzeug dient hierbei oft die finnische Registerstudie (Ruuska et al., 2026), deren 

gravierende methodische Mängel, Selektionsbiases und die Verflechtung der Akteur_innen mit 

restriktiven Lobbygruppen (wie der SEGM) in der medizinischen Fachrunde explizit offengelegt 

wurden. Dieses finnische Modell erodiert die psychische Gesundheit von Jugendlichen durch das 

Vorenthalten notwendiger medizinischer Hilfe akut („Exploring till they bleed“) und schreibt die 

so erzeugten Krisen fälschlicherweise der Transition an sich zu. 

 

https://maps.google.com/?q=14,+Rue+Beck&entry=gmail&source=g
mailto:tgl.contact@gmail.com
http://www.itgl.lu/
https://caitia.de/30_erfahrungen/32_berichte-trans/#Ges-trans
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• Zugangsbelastungen und Traumatisierung durch CNS-Kriterien: In Luxemburg wird diese 

administrative Barriere in den aktuellen Statuten der Nationalen Gesundheitskasse (CNS), 

spezifisch in der Annexe C, formalisiert. Die dortigen Regelungen spiegeln das beschriebene 

Muster des systemischen Misstrauens wider. Aktuelle luxemburgische Befunde (Schneider & 

Pull, 20267) belegen die Realität dieses Gatekeepings: Die Barriere einer psychiatrischen 

Beurteilung und die Willkür einzelner Behandelnder führen im luxemburgischen Kontext zu teils 

schweren Traumatisierungen, Schulabsentismus, erhöhter Suizidalität und dem Abdrängen von 

Jugendlichen und Erwachsenen auf den unregulierten Schwarzmarkt.  

• Der konkrete Reformbedarf (Propositions de refonte 2026): Um diesem schädigenden 

Systemimport entgegenzuwirken, liegt den Entscheidungsträgern ein detaillierter Vorschlag der 

Überarbeitung der Annexe C aus dem Jahr 2026 vor. Die darin vorgenommenen Anpassungen 

und Ergänzungen zielen darauf ab, die Versorgung endlich bedarfsgerecht und 

pathologisierungsfrei auszurichten: weg von behördlich erzwungenem Leidensdruck als 

alleinigem Zulassungskriterium, hin zu einer sachlichen, fachlich fundierten Absicherung auf 

Basis des Informed Consent (der aufgeklärten Einwilligung). 

Für Luxemburg könnte die Annahme dieser Reformpropositionen mit einer Schadensbegrenzung 

gegenüber den negativen Effekten des aktuellen Verfahrens einhergehen. Anstatt restriktive, die 

gesundheitliche Versorgung erschwerende Hürden aufrechtzuerhalten, bedarf es im Land eines 

Versorgungssystems, das Jugendlichen sowie erwachsenen Menschen im Alltag sachlich, undramatisch 

und auf Augenhöhe begegnet und dem Bedarf an körpermedizinischer Versorgung sachstandsgerecht 

Rechnung trägt. Eine solche Neuausrichtung sichert das von Maier-Höfer postulierte Recht auf 

Selbstbestimmung rechtlich und klinisch ab, indem sie konsequent auf dem Prinzip des Informed 

Consent aufbaut. Dass ein solcher medizinischer Ansatz in der luxemburgischen Praxis bereits tragfähig 

umgesetzt werden kann, zeigt das Gesundheitsnetzwerk Agate, das als konkretes Modell für eine 

dezentrale, barrierefreie und qualitätsgesicherte Versorgung steht. 

Zitiervorschlag: Schneider, E. (2026): Das Beweisproblem in der medizinischen Versorgung: Wie 

bürokratische Verfahren die geschlechtliche Selbstbestimmung von Kindern beeinflussen. Fachanalyse, 

herausgegeben von Intersex & Transgender Luxembourg asbl., Luxemburg. Online verfügbar unter: 

[pdf](https://caitia.de/4_gesundheit/#Prax.Ges). (Abgerufen am: [Datum des Abrufs]) 

 
7 Schneider, E., & Pull, C. (2026) : Situation des jeunes trans et non-binaires au Luxembourg. In : A. Alessandrin & J. 
Dagorn (Eds.), La santé mentale des jeunes queers. 

https://maps.google.com/?q=14,+Rue+Beck&entry=gmail&source=g
mailto:tgl.contact@gmail.com
http://www.itgl.lu/
https://caitia.de/wp-content/uploads/2026/01/Revisions-Statuts-CNS-proposition-2026_v.-finale.pdf
https://caitia.de/agate-2/?utm_source=chatgpt.com

